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EDITORIAL

selten waren die Neujahrsempfän-
ge für mich so wichtig und informa-
tiv wie zu Beginn des Jahres 2012.

In diesem Jahr vermischt sich 
beim Rückblick auf 2011 die Erleich-
terung darüber, dass Deutschland  
besser durch die Finanz- und Wirt-
schaftskrise gekommen ist, mit der 
Sorge, wie es mit der Staatsschul-
den- oder der sogenannten Euro-
krise weitergeht. Wieder soll es die 
Politik richten. Richtig. Wer sonst 
soll es tun. Ich warne allerdings vor 
wohlfeilen Antworten auf komple-

xe Fragen.
Doch es gibt 

auch kluge 
A n t w o r t e n : 
Prof. Dr. Ernst 
Ulrich von 
W e i z s ä c k e r 

war Gastredner beim Empfang der 
Ingenieurkammer. Selten hat ein 
Wissenschaftler derart überzeu-
gend dargestellt, vor welchen zen-
tralen Herausforderungen wir ste-
hen. Wir sind klug beraten, unser 
Wirtschaften und Konsumieren an 
verantwortungsvoller Klima- und 
Umweltpolitik oder gerechter So-
zial- und Bildungspolitik zu orien-
tieren. Das wird nicht einfach. Aber 
es wäre ein guter Vorsatz für 2012! 
Ihr

Heinrich Aller

LIEBE LESERINNEN
UND LESER,

Das neue Jahr hat begonnen – wie immer mit einer Vielzahl von Neujahrsempfängen. An rund 20 
dieser Veranstaltungen hat auch Heinrich Aller teilgenommen. Aus guten Gründen: Das neue Jahr 
gemeinsam zu beginnen, schafft viele Kontaktmöglichkeiten. Einige Impressionen in dieser „ZidZ“!
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Ein Blick auf die Problem- und Kon-
fl iktliste der politischen Agenda be-
weist:  Stillstand in der Politik we-
gen des Superwahljahres 2013 wäre 
fatal für die Politik in Niedersachsen, 
Deutschland, Europa und internatio-
nal. Das Aussitzen und Aufschieben 
von dringend notwenigen Entschei-
dungen löst keine Probleme. Zeitspiel 
ist in der Regel kontraproduktiv, teu-
er und birgt erhebliches Konfl iktpo-
tential.

Der Faktor Zeit gewinnt bei der Lö-
sung von Zukunftsproblemen immer 
mehr an Bedeutung. Wenn es dafür 
noch eines Beweises bedurft hätte, ist 
es das rasante Tempo, mit dem eine 
ganze Serie von Krisen – Finanzkri-
se, Wirtschaftskrise, Staatsverschul-
denskrise, Eurokrise – innerhalb kür-

zester Zeit wichtige in Jahrzehnten 
erarbeitete Errungenschaften wie die 
europäische Integration als Friedens-, 
Wirtschafts- und Sozialgemeinschaft 
zu destabilisieren droht. Globale Pro-
bleme wie Umwelt, Klima, Energie, 
Migration, Rohstoff e, Wettrüsten oder 
demografi sche Entwicklung, die in 
jahrelangen Prozessen international 
als Zukunftsprobleme identifi ziert 
worden sind, werden wieder in den 
Hintergrund gedrängt – ganz so, als 
hätte das eine mit dem anderen nichts 
zu tun.

Täglich liefern die Medien Themen 
frei Haus, die nur deshalb nicht ent-
schieden werden, weil die Beteilig-
ten sich im Verschieben und Vertagen 
taktische Vorteile versprechen und 
im politischen Kleinklein verheddern. 
Diese Art, Politik zu betreiben, ist ver-
antwortungslos.

ALLES SPRICHT FÜR DAS ENDE VON SCHWARZ-GELB IN 2013:

STILLSTAND IN DER POLITIK IM
VORWAHLJAHR 2012 WÄRE FATAL

es wäre ein guter Vorsa
Ihr

Heinrich Aller



Es kann und darf nicht sein, dass Wahl-
termine und Umfragen als Begrün-
dung für die Vertagung 
dringend erforderlicher 
Entscheidungen herhal-
ten müssen. Denn mehr 
und mehr bleibt das Ver-
trauen der Menschen in 
die Entscheidungsfähig-
keit, Handlungsfähigkeit 
und Verantwortungsbe-
reitschaft der Politik auf 
der Strecke. Die „Causa 
Wulff “, die „Aff äre Wulff “ 
oder das „Theater um 
Wulff “ zeigt, wie irre Po-
litik sich inzwischen präsentiert. Nur 
soviel: Die Verkäuferin an der Super-
marktkasse wäre wegen lächerlicher 
Kleinigkeiten längst „gefl ogen“.

WULFF SETZT AUF MEDIEN-MECHA-
NISMEN STATT AUF WERTE

Bundespräsident und Staatsober-
haupt Wulff  setzt voll auf die Medien-
Mechanismen und auf die bewährten 
Politik-Praktiken: Als „Lehrling im 
Amt“ (Wie dumm-dreist darf ein Bun-
despräsident eigentlich noch sein?) 
sitzt er die schlimmsten Vorwürfe 
aus und schickt Bettina an die Me-
dienfront. Man ist geneigt, den Frei-
herrn von und zu Gutenberg im Ver-
gleich zu Wulff  für einen Gentleman 
zu halten.

Einer Kanzlerin und einer Bundes-
regierung, die nicht in der Lage sind, 
im eigenen Haus für Ordnung zu sor-
gen, trauen die Bürgerinnen und Bür-
ger auch nicht zu, dass sie den Kurs in 
der Europa- und internationalen Poli-
tik im deutschen Interesse nachhaltig 
beeinfl ussen kann. Die Liste der Ver-
säumnisse der Regierung Merkel ist 
lang. Sie muss und wird auf den Ab-
sturz der FDP auf 2 Prozent und die 
Furcht der CSU, in die Opposition ge-
wählt zu werden, reagieren müssen. 

Aber es wird dabei bleiben: Proble-
me aussitzen und populistischer Ak-
tionismus – die Wahltermine fest im 
Blick. Darauf müssen sich die Deut-
schen und die europäischen Partner 

einstellen, solange Angela Merkel 
den Takt vorgibt. Es geht um Einfl uss, 
Mehrheiten; ja, es geht um den Macht-

erhalt in Deutschland.
Gut und richtig ist das 

nicht! – Wie eine Dro-
hung klingt da die An-
kündigung von CDU und 
FDP in Niedersachsen: 
„Wir haben gemeinsam 
noch viel vor.“ In einem 
Anfl ug von Autosugges-
tion verlautbarten die 
Fraktionsvorsitzenden 
Thümler und Dürr am 
13. Januar „CDU und FDP 
– ein gutes Team für Nie-

dersachsen“. Zeitspiel und Aussitzen 
als Erfolgsrezept. Das hat am erfolg-
reichsten Helmut Kohl praktiziert. Im 
Vertrauen darauf, dass Wählerinnen 
und Wähler schnell vergessen und 
Medien kein Thema dauerhaft mit Pri-
orität verfolgen können, spielen An-
gela Merkel und Christian Wulff  auf 
Zeit. In Niedersachsen gehen CDU und 
FDP noch weiter. Statt schneller Auf-
klärung (Wulff : „Totale Transparenz 
schaff en!“) mauern Regierungskoaliti-
on und die Regierung McAllister.

DIE ANGST VOR KLARER KANTE

Die Angst davor, populären Parolen 
Paroli zu bieten, ist nicht nur bei Par-
teien, Parlamenten, Regierungen und 
Verwaltungen erkennbar. Es darf be-
zweifelt werden, dass immer länge-
re und immer breiter angelegte Er-
gebnissuche automatisch die bessere 
Lösung und die höhere Akzeptanz 
bringt.

Längst belegen nackte Zahlen und 
Trends, wie die Parteien, Gewerk-
schaften, Kirchen oder Sozialverbände 
als traditionell relevante gesellschaft-
liche Gruppen an Einfl uss verlieren. 
Medien bestimmen den Mainstream. 
Meinungsforscher beeinfl ussen Wah-
len. Mit profi tablen Ted-Umfragen be-
stimmt das Publikum Superstars und 
Topmodels, während gleichzeitig die 
Wahlbeteiligung sinkt. Neue wirt-
schaftsnahe Stiftungen spielen sich 
als Denkschmieden und gesellschaft-
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„Es kann und darf nicht 
sein, dass Wahltermine und 
Umfragen als Begründung 
für die Vertagung dringend 
erforderlicher Entscheidun-

gen herhalten müssen.“ 

JAHRESBEGINN 
2012

Volles Haus, alle da: Der Neujahrsempfang 
der HGS ist traditionell ein wichtiges Ereignis 
in Seelze. Hier kamen alle, die in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft unterwegs sind.

WWW.HEINRICH-ALLER.DE

Hannover ist (noch) das Zuhause der 1. Pan-
zerdivision. Bei deren Neujahrsempfang 
sprach OB und SPD-Spitzenkandidat Stephan 
Weil im hannoverschen Regionshaus.

Der Neujahrsempfang des TuS Seelze ist für 
„Sportsfreund“ Heinrich Aller ein Pfl ichtter-
min. Für langjährige ehrenamtliche Arbeit 
ehrte der Vorstand Eckard Reszat.

Nachhaltiges Wirtschaften und Konsumie-
ren braucht qualifi zierte Ingenieure – dafür 
warb Prof. Dr. Ernst Ulrich Weizsäcker beim 
Empfang der Ingenieurkammer.



liche Vordenker auf und bedienen sich 
nicht selten der Wissenschaft.

Keine Frage: Der Anspruch, politi-
sches Handeln durch demokratisch 
Mehrheiten zu legitimieren, setzt die 
Bereitschaft voraus, off en aber ergeb-
nisorientiert zu diskutieren.  In zentra-
len Politikfeldern sind nicht Erkennt-
nisdefi zite, sondern Lösungs- und 
Handlungsdefi zite das Problem. Zeit-
nah entscheiden und glaubwürdig 
handeln – das erwarten die Bürgerin-
nen und Bürger.

DAS PRIMAT DER POLITIK – ODER 
WAS VERANTWORTUNG BEDEUTET

Wenn Politik den eigenen Anspruch 
auf das Primat der Politik nicht mehr 
erfüllen kann oder will, tun das eben 
andere. Auf dem Höhepunkt der Fi-
nanzkrise war das Zeitfenster, um 
den falschen neoliberalen Kurs nicht 
nur in Deutschland und Europa zu 
korrigieren sehr klein.

Die Bereitschaft der Mehrheit der 
Menschen, Macht und Einfl uss der 
Finanzmärkte, Ratingagenturen und 
Spekulanten wirksam einzuschrän-
ken, war extrem groß. Doch die Chan-
ce auf nachhaltige Kurskorrekturen 
wurde verpasst. Die Spekulanten ha-
ben  spekuliert – auf Zeit gespielt und 
gewonnen.

Das Ergebnis ist bekannt. Die dafür 
Verantwortlichen saßen nicht nur in 
London, New York oder Tokyo. Nein, sie 
sitzen auch in Brüssel, Frankfurt und 
Berlin. Die Rollenverteilung zwischen 
CDU/CSU und FDP bei der Durchset-
zung der Finanztransaktionssteuer 
ist ein aktuelles Paradebeispiel dafür, 
wie eine richtige Entscheidung als 
Konsequenz aus der Finanzmarktkrise 
in Europa nicht von der 
Stelle  kommt. Die ver-
meintlich starke Kanzle-
rin wird von der FDP aus-
gebremst. Stillstand, kein 
Fortschrift, keine Lösung 
in der Sache.

Tatsächlich dominieren 
die Ratingagenturen – wie vor der Kri-
se – die Finanzmärkte. Wenn jetzt so-
gar erste Stimmen Standard & Poor‘s, 

Moody‘s und Fitch, die drei übermäch-
tigen US-Agenturen – als notwendi-
ges Korrektiv handlungsunfähigen 
Regierungen und Parlamenten beti-
telt werden, wird es gefährlich.

Genau diese drei scheinbar unkon-
trollierbaren Institute sind derzeitig 
im Begriff , die mühsamen Stabilisie-
rungsbemühungen demokratisch le-
gitimierter Regierungen  in Europa 
zu unterlaufen. Gegen die kurzfristig 
wirkenden Folgen erhöhter Zinsen 
für Staatsanleihen können vor allem 
Staaten mit schwächeren Volkswirt-
schaften nicht ankonsolidieren. Die Fi-
nanzmärkte reagieren nach der ihnen 
innewohnenden Logik: Profi t machen 
um jeden Preis.

WIDER DEN STILLSTAND

Was bleibt sind Enttäuschung und 
Verunsicherung der Menschen. Wie-
der einmal müssen sie feststellen, 
dass ihre Repräsentanten endlos dis-
kutieren, aber nicht entscheiden. Da-
bei gilt in der sogenannten „großen 
wie in der kleinen Politik“ der Grund-
satz „Mehrheit entscheidet“.

Auff allend ist, wie in einer immer 
komplexer werdenden Welt gerade 
dieses Prinzip unter die Räder zu kom-
men scheint. – Ändern können das die 
Wählerinnen und Wähler. Die Angst 
vor dem Wechsel in Niedersachsen 
und im Bund in 2013 hat bereits im ab-
gelaufenen Jahr zu bis dato unvorstell-
baren Neuorientierungen gebracht. 
Eigentlich war das Zeitspiel in Sachen 
Atomausstieg (Verlängerung der Re-
aktorlaufzeiten) schon beschlossene 
Sache. Doch bisweilen kann der Wäh-
lerwille doch Beschleunigung in die 
richtige Richtung bewirken. Es darf 

in 2012 keinen Stillstand 
in der Politik geben. Auf 
dem Weg zu den Wahlen 
in 2013 muss die SPD zei-
gen, dass  für sie Dialog-
bereitschaft, Handlungs-
und Entscheidungswille 
wichtige Voraussetzun-

gen für richtige Lösungen sind – im 
Interesse des Landes und seiner Bür-
gerinnen und Bürger.

„Die Rollenverteilung zwi-
schen CDU/CSU und FDP 
bei der Durchsetzung der 
Finanztransaktionssteuer 
ist ein Paradebeispiel da-
für, wie eine richtige Ent-

scheidung als Konsequenz 
aus der Finanzmarktkrise 

in Europa nicht von der 
Stelle  kommt.“

IMPRESSIONEN VON
HEINRICH ALLER, UNTER-
WEGS IN DER REGION

Neues Jahr, alter Ärger: Das Brückendrama 
in Seelze geht in seinen nächsten Akt – eine 
abgestimmte Lösung gibt es noch nicht. Si-
cher ist: Heinrich Aller bleibt dran.

Im Seelzer Ortsteil Almhorst nutzte die dorti-
ge SPD-Abteilung den Jahresbeginn zur Mit-
gliederehrung. Außerdem präsentierten sich 
die drei Seelzer Bewerber für den Landtag.

Ein kulturelles Highlight gab es wie jedes 
Jahr in Gehrden: Beim Neujahrskonzert wur-
den Operngesänge mit schauspielerischen 
Einlagen stimmungsvoll verbunden.

Zum neuen Jahr hatte der ASB Barsinghau-
sen richtig was zu feiern: Der neue Bahnhof 
wurde eingeweiht, auch Vize-Bürgermeiste-
rin Kerstin Beckmann gratulierte.


